Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksadie 1497 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Böhm (Frankfurt) und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

betreffend die Darstellung lebender oder verstorbener 
Personen in Spielfilmen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Werden in einem Spielfilm lebende oder 
verstorbene Personen dargestellt, so bedarf 
die öffentliche Vorführung des Films der Ge- 
nehmigung des vorführungsreifen Filmstrei- 
fens durch den Dargestellten oder, nach sei- 
nem Tode, durch die nach § 2 berechtigten 
Personen. Der Spielfilm kann ohne Genehmi- 
gung öffentlich vorgeführt werden, wenn seit 
dem dargestellten Ereignis 30 Jahre vergan- 
gen sind. Die Genehmigung bedarf der ge- 
richtlichen oder notariellen Beurkundung. 

§ 2 

Nach dem Tode des Dargest eilten steht das 
Genehmigungsrecht dem überlebenden Ehe- 
gatten und den Abkömmlingen des Darge- 
stellten zu. Sind überlebende Ehegatten und 
Abkömmlinge des Dargestellten nicht vor- 
handen, so steht das Genehmigungsrecht den 
Eltern des Dargestellten und deren gemein- 
samen Abkömmlingen zu. Sind auch soiche 
Überlebenden nicht vorhanden, so wird das 
Genehmigungsrecht vom Bundesminister des 
Innern ausgeübt. 

§ 3 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig einen 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes geneh- 


migungsbedürftigen Spielfilm ohne die er- 
forderlichen Genehmigungen öffentlich auf- 
führt oder einen solchen Spielfilm anderen 
zum Zweck der öffentlichen Aufführung 
überläßt, kann von jedem Genehmigungsbe- 
rechtigten, der die Genehmigung nicht erteilt 
hat, auf Unterlassung und Schadensersatz ver- 
klagt werden. 

(2) Es kann auch Ersatz desjenigen Scha- 
dens verlangt werden, der nicht Vermögens- 
schaden ist, insbesondere des Schadens, der 
dem Ansehen des lebenden oder dem Anden- 
ken des verstorbenen Dargestellten zugefügt 
worden ist. 

(3) Wirken mehrere Personen durch ein in 
Absatz 1 ibezeichnetes Verhalten an der 
öffentlichen Aufführung des gleichen geneh- 
migungsbedürftigen, aber nicht genehmigten 
Spielfilmes zusammen, so haften sie als Ge- 
samtschuldner. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg. 
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